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EXPANSION UND INTEGRATION

Europas Agrarpolitik, konzipiert
bald nach Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft
vor mehr als vierzig Jahren, wird
oft als hoffnungslos antiquiert kri-
tisiert. Kann diese Agrarpolitik
noch funktionieren, wenn die Eu-
ropäische Union (EU) jetzt auf 25
Mitgliedsländer anwächst? Die
EU wendet 48 Prozent des Brüs-
seler Haushalts, im Jahr 2003 et-
wa 46 Milliarden Euro, für die
Gemeinsame Agrarpolitik auf,
und ihre Mitgliedsländer geben
für nationale Maßnahmen zuguns-
ten der Landwirtschaft erhebliche
zusätzliche Mittel aus. Im Zuge
der EU-Erweiterung wurden jetzt
viel stärker agrarisch geprägte
Länder wie Polen, Ungarn und
die baltischen Länder in die
Union aufgenommen. Muss dann
nicht der Haushalt der EU aus
den Fugen geraten?

Fragen dieser Art stellt sich
nicht nur der interessierte Zei-
tungsleser. Auch der deutsche Fi-
nanzminister wollte wissen, mit
welcher Haushaltsbelastung in
Brüssel zu rechnen ist, welche
Optionen für die zukünftige
Gestaltung der Gemeinsamen
Agrarpolitik in einer Union mit 25
Mitgliedsländern bestehen und
wie sich der Netto-Beitrag
Deutschlands zum EU-Haushalt
entwickeln könnte. Auch für den
zweiten großen Ausgabenblock
im Brüsseler Haushalt, die EU-
Regionalpolitik, hatte das Minis-
terium entsprechende Fragen.
Der Finanzminister beauftragte
deshalb das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) in
Berlin und das Institut für
Agrarökonomie der Georg-Au-
gust-Universität Göttingen mit ei-
ner groß angelegten Studie zu
diesen Fragen. Das DIW hat sich
dabei mit der Regionalpolitik be-
fasst und das Institut für Agrarö-
konomie mit der Agrarpolitik.
Gleichzeitig ist das Institut für Eu-
ropäische Politik (Berlin) der Fra-

ge nachgegangen, wie in einem
erweiterten Europa politische Ent-
scheidungen in diesen Bereichen
gefällt werden. Über die For-
schungsarbeit1), die in Göttingen
für dieses Projekt zu leisten war,
wird hier berichtet. Zur besseren
Einordnung soll zuvor jedoch auf
einige Grundzüge und Trends in
der EU-Agrarpolitik eingegangen
werden.

Grundlinien der EU-Agrarpolitik
Als die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) 1958 durch

den Vertrag von Rom gegründet
wurde, war noch nicht entschie-
den, wie weit man die sehr un-
terschiedlichen agrarpolitischen
Konzepte der sechs damaligen
Mitgliedstaaten auf einen Nenner
bringen wollte. Eindeutig war nur
die Erwartung, die deutsche Indus-
trie könne aus dem gemeinsamen
Markt erhebliche Vorteile erwar-
ten, während Frankreich dafür ei-
nen Ausgleich im Agrarbereich
suchte. Als man Anfang der sech-
ziger Jahre daran ging, die Regeln
für den Agrarbereich zu entwer-
fen, entschloss man sich dazu,
die agrarpolitischen Maßnahmen
der einzelnen Mitgliedstaaten
nicht nur in dem Mindestmaß zu
harmonisieren, das erforderlich
gewesen wäre, um einen freieren
Austausch von Agrarprodukten
über die Grenzen hinweg zu er-
lauben. Man kam vielmehr über-
ein, die jeweiligen nationalen
Agrarpolitiken weitgehend durch
eine neue Gemeinsame Agrarpo-
litik der EWG zu ersetzen. Das

war eine auch aus heutiger Sicht
unerhört mutige Entscheidung,
denn Agrarpolitik gehört zu den
politisch sensibelsten Domänen
nationaler Wirtschaftspolitik, und
Agrarpolitiker sind im allgemei-
nen nicht bereit, sich von ande-
ren Ländern in ihrer Entschei-
dungsfreiheit einschränken zu
lassen.

Wie mutig der Entschluss zu
einer Gemeinsamen Agrarpolitik
war, sollte bald erkennbar wer-
den, als man sich darüber ver-
ständigen musste, auf welchem

Niveau die Agrarpreise in der
EWG gestützt werden sollten.
Frankreich hatte eine erheblich
niedrigere Preisstützung als
Deutschland, und die deutschen
Landwirte protestierten heftig, als
die Möglichkeit erwogen wurde,
die gemeinsamen Agrarpreise er-
heblich unter dem in Deutsch-
land gewohnten Niveau festzu-
setzen. Sogar die Göttinger Agrar-
ökonomie bekam das damals zu
spüren, denn als ein Gutachten
zu den möglichen Folgen einer
Agrarpreissenkung erschien, an
dem zwei Göttinger Agraröko-
nomen, die Professoren Arthur
Hanau und Emil Woermann, mit-
gewirkt hatten, organisierte der
Deutsche Bauernverband eine
Demonstration vor dem damali-
gen Institutsgebäude, bei der
schließlich auch Steine in die
Fensterscheiben flogen. Am Ende
setzte sich die deutsche Agrarpo-
litik weitgehend durch, und die
Agrarpreise wurden in der EWG
auf einem hohen Niveau festge-
setzt, nicht weit unter dem, an
das die deutschen Landwirte ge-
wohnt waren.

Braucht das neue Europa
eine neue Agrarpolitik?

Stefan Tangermann

1) Die Ergebnisse wurden veröffentlicht in Ch. Weise, M. Banse, W. Bode, B. Lippert, F. Nölle
und S. Tangermann (2002), Die Finanzierung der Osterweiterung der EU. Baden-Baden:
Nomos Verlagsgesellschaft.
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Die Auswirkungen traten
schnell ein. Die hohen Preise reg-
ten das Wachstum der Agrarpro-
duktion an, und die EWG, ur-
sprünglich ein Importeur von
Agrarprodukten, hatte bald mit
Überschüssen an ihren Agrar-
märkten zu kämpfen. Das Pro-
blem lag darin, dass diese Über-
schüsse nicht ohne weiteres in
andere Länder exportiert werden
konnten, denn sie wurden ja in-
folge der agrarpolitischen Eingrif-
fe zu Preisen (und damit auch zu

Kosten) produziert, die deutlich
über denjenigen lagen, die man
im internationalen Handel erzie-
len konnte. Nur mit kräftigen Ex-
portsubventionen konnte man
Absatz an den internationalen
Märkten erzielen – und das führte
zu rasch steigenden und schließ-
lich nicht mehr tragbaren Belas-
tungen des Brüsseler Haushalts.
Die EU-Agrarpolitik versuchte
zunächst, einer grundlegenden
Reform aus dem Weg zu gehen,
indem sie die Symptome be-
kämpfte. Durch administrative
Eingriffe wie Produktionsbegren-
zungen (Quoten), die den einzel-
nen Landwirten vorschrieben,
wie viel Milch oder Zucker sie
höchstens produzieren durften,
wurden die Überschüsse und da-
mit die Staatsausgaben im Zaum

gehalten, ohne dass von den ho-
hen Preisen Abschied genommen
werden musste. 

Am Ende war diese Politik
aber nicht mehr durchzuhalten.
Vor allem unter dem Druck ihrer
Handelspartner während der
Uruguay-Runde der Verhandlun-
gen über das Allgemeine Zoll-
und Handelsabkommen (GATT)
entschloss sich die Europäische
Union 1992 unter dem Agrar-
kommissar Ray MacSharry zu ei-
nem ersten Schritt grundlegender

Reform ihrer Agrarpolitik (»Mac-
Sharry-Reform«) und senkte bei
einigen Agrarprodukten die Prei-
se deutlich ab. Zum Ausgleich
der Einkommensverluste erhiel-
ten die Landwirte Direktzahlun-
gen aus der Brüsseler Kasse, die
allerdings nur gezahlt wurden,
wenn der jeweilige Landwirt die
entsprechenden Produkte auch
tatsächlich erzeugte. Diese Re-
form wurde unter Agrarkommis-
sar Franz Fischler im Jahr 1999 –
schon im Hinblick auf die bevor-
stehende EU-Erweiterung – ver-
tieft und ausgedehnt (»Agenda
2000«).

Fischler erkannte allerdings
bald, dass die Reform der EU-
Agrarpolitik auch weiterhin ent-
schieden vorangetrieben werden
musste, um den Agrarsektor der

Union auf bevorstehende He-
rausforderungen vorzubereiten.
Er betrieb deshalb eine weitere
Reformrunde. Als der Bundesfi-
nanzminister dem DIW und dem
Göttinger Institut für Agrarökono-
mie den Studienauftrag erteilte,
kam die Debatte über die »Fisch-
ler-Reform« gerade erst in Gang.
Das Konzept des »Entkoppelns«
der agrarpolitischen Zahlungen
von der Produktion, in starkem
Maße auch von der Göttinger
Agrarökonomie entwickelt, er-
schien als eine nahe liegende
Reformoption. Gerade im Zu-
sammenhang mit der Osterweite-
rung der EU erschien diese Poli-
tikoption besonders relevant, da
bei einer Fortsetzung der bisheri-
gen Politik damit zu rechnen ge-
wesen wäre, dass in den neuen
Mitgliedsländern die Agrarpro-
duktion erheblich ansteigen und
damit zu neuen Überschusspro-
blemen in der EU führen könnte.
Immerhin hatten die Landwirte in
den zukünftigen Mitgliedslän-
dern aus Mitteleuropa bisher
nicht von den Segnungen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik profi-
tiert. Sollten sie die gleiche an die
Produktion gebundene Stützung
erhalten wie die Landwirte in der
bisherigen EU, so wäre damit zu
rechnen, dass sie darauf mit einer
Ausdehnung ihrer landwirtschaft-
lichen Erzeugung reagieren wür-
den – mit durchaus problemati-
schen Folgen für das Marktgleich-
gewicht in der erweiterten EU, für
den internationalen Agrarhandel
und für den öffentlichen Haushalt
der Union.

Der Göttinger Forschungsansatz:
Ein quantitatives Modell
Wie geht man nun vor, wenn man
abschätzen soll, wie unterschied-
liche Optionen für die Zukunft
der EU-Agrarpolitik sich auswir-
ken könnten? Immerhin ist das 
Ergebnis davon abhängig, wie
Millionen von Landwirten in weit
über zwanzig verschiedenen Län-
dern auf unterschiedliche Gestal-
tungsmöglichkeiten der Agrarpo-
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litik reagieren könnten, wie viele
Nahrungsmittel eine noch erheb-
lich größere Zahl von Verbrau-
chern bei unterschiedlich hohen
Agrarpreisen kaufen dürften, wie
sich diese verschiedenen Konstel-
lationen von Angebot und Nach-
frage auf den EU-Agrarmärkten in
den Importen und Exporten der
EU bei Agrarprodukten nieder-
schlagen, welche Auswirkungen
das wiederum auf die Preise im
internationalen Agrarhandel hat,
wie davon die Ausgaben der EU
für Exportsubventionen bei Agrar-
produkten abhängen – und so
weiter und so fort… Alles dies
sollte unter Berücksichtigung der
Finanzregeln des EU-Haushaltes
in Kassenströme umgerechnet
werden, um schließlich zu ermit-
teln, in welchem Maße der öf-
fentliche Haushalt jedes einzel-
nen Landes der erweiterten EU,
vor allem aber natürlich der Haus-
halt der Bundesrepublik Deutsch-
land, betroffen sein könnte. 

Ökonomen können aus offen-
sichtlichen Gründen (und glückli-
cherweise) keine Experimente im
Großmaßstab der Realität durch-
führen, etwa um über fünf Jahre
hin durchzuspielen, wie es sich
auswirkt, wenn die EU ab Mai
2004 die neuen Mitgliedsländer
aufnimmt oder darauf verzichtet.
Wirtschaftswissenschaftler gehen
deshalb wie Architekten vor, die
eine erste Anschauung von der
Wirkung eines geplanten Gebäu-
des gewinnen wollen – sie kon-
struieren ein Modell, also eine
Abbildung der Realität im Klein-
maßstab. Das Modell des quanti-
tativ forschenden Ökonomen be-
schreibt in mathematischen Glei-
chungen, wie die verschiedenen
Teilnehmer am Wirtschaftsleben
reagieren und – im Falle von wirt-
schaftspolitischen Analysen – wie
sich die Gestaltung der Wirt-
schaftspolitik darauf auswirkt.
Die Natur dieser Gleichungen
(Welche Faktoren spielen eine
Rolle? In welcher Form wirken sie
sich aus? Wie wirkt eine Mehr-
zahl von Faktoren zusammen?)

leitet sich aus der Wirtschafts-
theorie ab, baut also auf einer
über lange Zeit hinweg schritt-
weise entwickelten Vorstellung
von der Logik wirtschaftlicher Zu-
sammenhänge auf. Die quantita-
tive Intensität des Zusammen-
hangs (Wenn der Preis von Wei-
zen um zehn Prozent angehoben
wird, um welchen Prozentsatz
steigt dann die Produktion?) wird
mit ökonometrischen Methoden
geschätzt, also durch statistische
Analyse von in der Realität bereits
beobachteten Fakten.

Insgesamt besteht das Modell,
das in diesem Forschungsvorha-
ben verwendet wurde, aus Tau-
senden von Gleichungen, die für
jedes Jahr bis 2013 Angebot,
Nachfrage und internationalen
Handel für mehr als zwanzig
Agrarprodukte beschreiben, die
Preisentwicklungen für diese Pro-
dukte an den heimischen und
internationalen Märkten ermit-

teln, die Wirkungsweise einer
Vielzahl agrarpolitischer Instru-
mente darstellen und die Auswir-
kungen auf den Staatshaushalt
und die wirtschaftliche Lage von
Landwirten und Nahrungsmittel-
verbrauchern analysieren. Alles
dies wird in diesem Modell für
die EU der bisherigen 15 Mit-
gliedsländer und gleichzeitig für
die zwölf Beitrittsländer (ein-
schließlich Bulgarien und Rumä-
nien, die 2007 beitreten sollen)
ermittelt. 

Die Ergebnisse
Aus der Vielzahl der Einzelresul-
tate sollen hier nur einige wenige
Zahlen angegeben werden, die
den Netto-Beitrag Deutschlands
zum Haushalt der EU (Zahlungen
von Deutschland nach Brüssel
abzüglich Rückflüsse aus Brüssel
nach Deutschland) im Bereich
der Agrarpolitik charakterisieren,
und zwar für das Prognosejahr
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2013. Alle diese Zahlen sind in
Euro mit der Kaufkraft des Jahres
1999 ausgewiesen (d.h. sie sind
mit der erwarteten Inflation hoch-
zurechnen, um die tatsächlichen
Ausgaben im Jahr 2013 zu ermit-
teln).

Wäre die EU-Agrarpolitik fort-
gesetzt worden, wie sie unter der
»Agenda 2000« betrieben wurde,
also ohne die inzwischen tatsäch-
lich im Juni 2003 beschlossenen
Reformen, so hätte Deutschland
ohne EU-Erweiterung im Jahr
2013 mit einem Netto-Beitrag
zum EU-Haushalt allein für agrar-
politische Zwecke in Höhe von
3,5  Milliarden Euro rechnen müs-

sen. Eine volle Einbeziehung der
zwölf Beitrittsländer in diese un-
veränderte Politik hätte im Jahr
2013 zu einem Anstieg des Netto-
Beitrags Deutschlands auf 6,3
Milliarden Euro geführt. Mit an-
deren Worten: Bei Fortsetzung
der unveränderten Agrarpolitik
wäre die EU-Erweiterung für
Deutschland im Agrarbereich zu
einem kostspieligen Unterfangen
geworden.

Zum Vergleich dazu wurde ein
Politikszenario analysiert, in dem
eine durchgreifende Reform der

Gemeinsamen EU-Agrarpolitik
angenommen wurde. Für die bis-
herige EU 15 wurde unterstellt,
dass die Direktzahlungen an die
Landwirte von der Produktion
entkoppelt werden. Gleichzeitig
wurde davon ausgegangen, dass
diese Direktzahlungen schritt-
weise gekürzt werden, so dass sie
im Jahr 2017 bei Null angekom-
men sind. Hintergrund dieses
Szenario-Elements ist die Tat-
sache, dass diese Zahlungen
ursprünglich im Rahmen der
»MacSharry-Reform« eingeführt
worden sind, um den Landwirten
einen Ausgleich für die Absen-
kung der Preisstützung zu gewäh-

ren. Ein solcher Ausgleich ist
allerdings schwer dauerhaft zu
begründen. Da entkoppelte Zah-
lungen die Wettbewerbsverhält-
nisse nur wenig verzerren, wurde
weiterhin unterstellt, dass diese
Zahlungen in den neuen Mit-
gliedsländern von vornherein
nicht eingeführt werden. Stattdes-
sen wurde davon ausgegangen,
dass die neuen Mitgliedsländer
die Hälfte der entsprechenden
Summe erhalten, um damit die
ländliche Entwicklung zu för-
dern. Hintergrund zu dieser An-

nahme ist die Tatsache, dass es in
den Beitrittsländern Direktzah-
lungen an Landwirte in dem Um-
fang, der in der EU bekannt ist,
bisher nicht gegeben hat und des-
halb nicht von vornherein klar ist,
warum diese Zahlungen in den
neuen EU-Ländern eingeführt
werden sollen – es sei denn, um
Wettbewerbsnachteile zu verhin-
dern, was nicht unbedingt erfor-
derlich ist, wenn die Zahlungen
in der bisherigen EU von der Pro-
duktion entkoppelt sind.

Bei diesem Politikszenario hält
sich der Netto-Beitrag Deutsch-
lands zum Brüsseler Haushalt der
erweiterten Union in deutlich en-
geren Grenzen. Er beträgt im Be-
reich der Agrarpolitik im Jahr
2013 nur 3,9 Milliarden Euro. Mit
anderen Worten: Die Studie hat
ergeben, dass bei einer durchgrei-
fenden Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik die EU-Erweiterung
für Deutschland im Agrarbereich
weitgehend »kostenneutral« ge-
staltet werden kann. Viele andere
Ergebnisse der Untersuchung
werden hier nicht genannt

Die Politikentscheidung
Inzwischen ist nun – nach Ab-
schluss dieser Studie – tatsächlich
die Entscheidung über die Reform
der EU-Agrarpolitik für die kom-
menden Jahre gefallen. Keines
der untersuchten Politikszenarien
ist so verwirklicht worden, wie sie
in der Studie definiert worden
waren. Allerdings ist im Rahmen
der agrarpolitischen Reform vom
Juni 2003 tatsächlich beschlossen
worden, dass erhebliche Teile der
Direktzahlungen in Zukunft von
der Produktion entkoppelt wer-
den sollen. Dies geht deutlich in
die Richtung des Szenarios einer
durchgreifenden Reform, das in
der Studie als besonders sinnvoll
dargestellt worden war. Gleich-
zeitig ist beschlossen worden,
dass die Direktzahlungen in den
nächsten Jahren schrittweise um
fünf  Prozent reduziert werden
sollen – ebenfalls ein (begrenzter)
Schritt in Richtung auf ein Sze-

Foto: 
Marc-Oliver Schulz
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The Common Agricultural
Policy of the European

Union, created in the early 1960s
as one of the central pillars of Euro-
pean integration, soon ran into
difficulties and had to undergo
successive rounds of reform. With
the impending enlargement of the
EU to include important agricul-
tural producer countries from
Central Europe, the question be-
came immediately relevant as to
whether further reform was needed.
The German Minister of Finance
also took an interest in this issue
due to whether the important im-
plications for the contribution Ger-
many has to make to the Brussels
budget. He commissioned the
Institute of Agricultural Econo-
mics, University of Göttingen, to
engage in a study of the budgetary

effects of alternative scenarios for
the future of the Common Agri-
cultural Policy in an enlarged EU.
The analysis was done on the 
basis of a large-scale model of the
agricultural sector in the EU-15
and the accession countries. It
was found that EU enlargement
without a change in agricultural
policies would have greatly in-
creased the budgetary burden,
while determined reform of the
Common Agricultural Policy
could both improve policy effi-
ciency and limit budgetary expo-
sure. The reform actually decided
in June 2003 under Agriculture
Commissioner Franz Fischler in-
cludes a number of elements for
which this study, completed be-
fore these reform decisions
were taken, had argued.
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nario-Element der Studie – und
dass die entsprechenden Finanz-
mittel zugunsten von Maßnah-
men der ländlichen Entwicklung
umgeschichtet werden sollen.
Die neuen Mitgliedsländer blei-
ben nicht von den Direktzahlun-
gen ausgeschlossen; diese Zah-
lungen werden dort allerdings
erst schrittweise eingeführt. 

Wie sich diese tatsächlich ge-
fassten Beschlüsse auswirken,
wird in den kommenden Jahren
zu beobachten sein, und es wird
sich dann auch herausstellen, in
welchem Maße und in welcher
Gestalt weitere Reformen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik erforder-
lich sind. Insbesondere wird da-
bei zu klären sein, wie lange Di-
rektzahlungen, die ihren histori-
schen Ursprung in der Abkehr
von einer verfehlten Politik der
Preisstützung haben, noch beibe-
halten werden sollen, und ob es
nicht richtiger ist, schrittweise
weiter zu einer Politik überzuge-
hen, in der Zahlungen zukunfts-
orientiert auf solche Leistungen
ausgerichtet sind, welche die
Landwirtschaft im Interesse der
Gesellschaft erbringt.

Die Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik in der EU wird also
auch weiterhin ein spannendes
Thema bleiben. Forschungsarbei-
ten, wie sie im Institut für Agrar-
ökonomie der Universität Göttin-
gen schon seit langer Zeit und
von mehreren Arbeitsgruppen
durchgeführt werden, leisten ei-
nen erheblichen und national wie
international anerkannten Beitrag
zur Analyse der Notwendigkeit
und der Folgen solcher agrarpoli-
tischer Reformen. Die konzep-
tionelle Vorarbeit von wissen-
schaftlicher Seite und die quanti-
tative Analyse alternativer Politik-
optionen schaffen unverzichtbare
Grundlagen für Zukunftsent-
scheidungen in diesem Politikbe-
reich. Der Forschungsbeitrag der
Göttinger Agrarökonomen wird
also gefragt bleiben, im neuen Eu-
ropa eher noch stärker als bisher
schon im alten Europa. �




